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DGB und Solidarnosc warnen vor der Bolkestein-Richtlinie

Der umstrittene Entwurf der EU-Dienstleistungsrichtlinie ist keineswegs vom Tisch.

Gemeinsame Pressemitteilung der Vorstände der NSZZ Solidarnosc Opole und der DGB Region Mark Brandenburg

Auf Einladung des DGB-Regionsvorstandes besuchen vom

11.05 bis 13.05.05 Vertreterinnen des Präsidiums der Gewerkschaft NSZZ Solidarnosc aus Opole Berlin und Potsdam.

Der Erste Vorsitzende der NSZZ Solidarnosc Opole, Jan Kurasiewicz, fordert, dass die geplante Dienstleistungsrichtlinie grundlegend überarbeitet werden müsse. Auch die Herausnahme einzelner Bereiche beim Herkunftslandprinzip sei nicht akzeptabel, sagte Kurasiewicz am Donnerstag in Potsdam auf der gemeinsamen Vorstandssitzung der DGB Region Mark Brandenburg. „Solange es die bestehenden Unterschiede bei den Lohn- und Sozialstandards innerhalb der EU gibt, würde das Herkunftslandprinzip zu einem weiteren Absenkungswettlauf führen“, sagte Jan Kurasiewicz. 

Der DGB Regionsvorsitzende, Detlef Baer, befürchtet, dass gerade Deutschland mit seinen hohen Sozial- und Arbeitsrechtsstandards Billiganbieter und Scheinfirmen anziehen werde. „Für in Deutschland beschäftigte Arbeitnehmer wird der Konkurrenzdruck erheblich zunehmen,“ prophezeit der DGB Regionsvorsitzende.

„Die Kommission tendiert dazu, Dienstleistungen mit Waren gleichzusetzen. Viele Dienstleistungen gehören aber zur Daseinsvorsorge, die allen Bürgerinnen und Bürgern allgemein zugänglich sein muss. Kommunen und Wohlfahrtsverbände sorgen dafür, dass auch in dünn besiedelten Gebieten die Grundversorgung gewährleistet wird. Für solche Bereiche muss es im Binnenmarkt einen besonderen Schutz geben,“ fordern die Vorstände beider Gewerkschaftsorganisationen.

Gegenwärtig wird der Entwurf in den neun Ausschüssen des Europaparlaments diskutiert. Die Änderungsvorschläge der Ausschüsse werden im Juni oder Juli ins Europaparlament eingebracht.

Beide Gewerkschaftsvorstände warnen vor einer nur kosmetischen veränderten Dienstleistungsrichtlinie.

Gemeinsam fordern sie:

· Eine Stärkung und Verbesserung der Rechte entsandter Arbeitnehmer und die Ausweitung der Entsenderichtlinie auf andere Dienstleistungssektoren.

· Die volle Respektierung der sozialen, arbeitsrechtlichen und ökologischen Standards im Gastland.

· Die Anerkennung der im Gastland herrschenden Regelungen zur Arbeitnehmerbeteiligung.

· Eine klare Definition der Daseinsvorsorge.
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